
655 - 23/8/2002citizen4
ZWISCHEN RIO+10 UND DEMJAHRESTAGDES11. SEPTEMBERS

USA: Sicherheit durch
"splendidisolation"?

Statt, wie gegen den
Terror, multilateral gegen

Umweltzerstörung
vorzugehen, verteidigen
die USAdiekurzfristigen

Interessenihrer
Wirtschaft. Pascal

Husting warnt vor den
Folgen eines weltweiten
Stillstandesin Sachen
Umweltschutz und
Entwicklungspolitik.

Einige Wochen vor den
Trauerfeiern zumersten Jah-
restag der Attacke auf New
York und Washington hat
AmerikadieSchottendichtge-
macht. Während die US−Füh-
rung und der US−Geheim-
dienst nochi mmer Ursachen-
forschung darüber betreiben,
wie die Warnungen über die
bevorstehende Attacke vom
11. September 2001 überse-
hen werden konnten, sind
neue Sicherheitsgesetze
schon in Kraft. Das neuge-
schaffene "Office of Home-
land Security 1, das von der
American Civil Liberties Uni-
on heftig bekämpfte Schnüf-
felprogramm TIPS (Terrorist
Information and Prevention
System) 2, die Zwangserfas-
sung per Fingerprint von Be-
suchern und Einwanderern
aus vornehmlich islamischen
Ländern verdeutlichen: Ame-
rika hat den McCarthyismus
wiederentdeckt undführt den
totalen Überwachungsstaat
ein − ein nationales Schutz-
schild als Antwort auf trans-
nationalen Terror.

Nach dem
11. September
Dabei schienen sich i m

Herbst letzten Jahres Kom-
mentatoren und Regierungen
darüber einig, Armut als die
eigentliche Ursache, weil
Nährboden, für Fundamenta-
lismus und Terrorismus, an-
zusehen− Armut als Ergebnis
der ungleichenVerteilungund
des all mählichen Verlustes
der natürlichen Ressourcen.

Opti misten glaubten sogar,
der 11. September2001 würde
eine Wende in der amerikani-
schenAußenpolitikeinläuten,
die RückkehrzumMultilatera-
lismus, wegvonder unilatera-
len, isolationistischen Hal-
tung. Hatte George W. Bush
nicht die Devise "Einer für al-
le, allefür einen" bemüht, um
dem Terrorismus den glo-
balenKriegzuerklären? Hatte
sich nicht fast die ganze Welt
mit demamerikanischen Volk
solidarisiert und durfte das
gleiche vom großen Bruder
erwarten?
Doch Hungertote in Afrika

und Überschwemmungstote
in Bangladesh wiegen schein-
bar nicht so schwer wie Ter-
roropferindenUSA: kaumwa-
ren die ersten amerikani-
schen Bomben auf Afghanis-
tan gefallen, verstärkte die
Bush−Regierung ihre Anstren-
gungen, den nächste Woche
beginnendenUN−Weltgipfel zu
untergraben. Zusammen mit
ihren Verbündeten Kanada
und Australien wurde bei den
vier Vorbereitungskonferen-
zen für Johannesburg alles
unternommen, umneueInitia-
tiven zur Armutsbekämpfung
und zum Umweltschutz zu
verhindern. Die Regierungen
dieser so genannten "filthy
three" (dreckigen Drei) be-
kämpfen konsequent jede
Maßnahme, dieverbindlichen
Charakterfür Staatenundglo-
bal agierende Konzerne hätte.
Multilateral gegen Terroris-
mus, unilateral wenn es um
Wirtschaftsinteressen geht,
solautet die Devise der Bush−
Regierung.

Mit dieser Haltungverpasst
Bush die einmalige Chance,
der viel zitierten "Sicherheit"
für Amerika und den Rest der
Welt einen Schritt näher zu
kommen. 4,6 Prozent der
Weltbevölkerunglebenin den
USA, 30 Prozent der weltwei-
ten Naturresourcen werden
vonihnenverbraucht undder
gleiche Anteil anUmweltschä-
den produziert. Und dennoch
weigert sich Amerika konse-
quent, diese horrende Unge-
rechtigkeit als Ursache von
weltweiter Armut, irrever-
sibler Umweltzerstörung und
Gewalt anzuerkennen.
US−Außenminister ColinPo-

well, der Bush−Ersatzmannfür
Johannesburg, sagtein einem
Interview, "nachhaltige Ent-
wicklung" sei eine"zwingende
moralische und humanitäre
Frage". "Nachhaltige Entwick-
lungist aber auch ein Sicher-
heitsi mperativ. Armut, Um-
weltzerstörung und Verzweif-
lung vernichten Völker, Ge-
sellschaften, Nationen. Diese
üble Dreifaltigkeit kann Län-
der undsogar ganzeRegionen
destabilisieren" 3. Wird Powell
dasgleichebei mGipfel sagen,
und dann auch die entspre-
chenden Entscheidungen mit-
tragen? Nichts deutet zurzeit
darauf hin.

Esgeht auch ohne die
USA
Während also die USA mit

ihrer Haltung die eigenen Si-
cherheitsinteressen ignorie-
ren, ist unklar, obder Rest der
Welt die Führung beim UN−
Gipfel überni mmt und die
dringend notwendigen Maß-
nahmen und Mittel zur Besei-
tigung von Armut und Um-
weltzerstörung beschließt.
Dasses notfalls auchohnedie
USAgeht, kann niemandleug-
nen. Dennobwohl der weltpo-
litische Einfluss der USA
außerordentlich großist, gilt
gleichermaßen, dass die in-
ternationale Gemeinschaft es
indenletztenJahrzehntenge-
schafft hat, auch gegen den
Widerstand der vorherr-
schenden wirtschaftlichen
und militärischen Super-
macht internationales Recht
zustärken.
Das Inkrafttreten des Ab-

kommens über den Interna-
tionalen Strafgerichtshof ist
nur das rezenteste Beispiel
dafür. Es reiht sich einin die
lange Liste der von den USA
abgelehnten Verträge und wi-
derlegt die Auffassung, dass
die USA die wahren Leader
auf der weltpolitischenBühne
sind.
Die UN−Seerechtskonven-

tion (UNCLOS), welche die
Ozeane − 70 Prozent der Erd-
fläche! − zum"global common"
erklärte, wurde 1982 gegen
den heftigen Widerstand der
USA etabliert. Schon damals
war es vor allemdie US−Ölin-
dustrie, die sich einen unbe-
grenzten Zugang zu den Öl-
vorkommen auf hoher See si-
chern wollte. Seit 1994ist UN-
CLOS in Kraft, und das Ab-
kommen wird wohl oder übel
auchvonden USAalsinterna-
tionales Recht anerkannt. Die
Ottawa−Konvention zum Ver-
bot von Landminen, die Kon-
vention der Rechte des Kin-
des und der Vertrag über ei-
nen umfassenden Stopp der
Atomtests (CTBT) von 1996
sind weitere Beispiele dafür,

wie menschen− und völker-
rechtliche Interessen gegen
den ausdrücklichen Willen
der USAgestärkt wordensind.
Vor allem auf dem Gebiet

des weltweiten Umweltschut-
zes benehmen sich die USA
so, als ob sie auf einemande-
ren Planeten leben würden.
SichdemDruckihrer Pharma−
und Biotechindustrie beu-
gend, weigern sie sich, die
UN−Konvention zur Biologi-
schen Vielfalt von 1992 zura-
tifizieren. Sie gehören zur der
Handvoll Staaten, die den
Ländern des Südens das Ei-
gentumsrecht anihrengeneti-
schen Ressourcen abspre-
chen. Auch bei m von dieser
Konvention abgeleiteten Bio-
safety−Protokoll, das jedem
Land das Recht gibt, gene-
tisch modifizierte Organis-
men in Lebensmitteln und
Landwirtschaft abzulehnen,
hat die Blockade der USA
nichts genützt: sowohl die
Konvention wie auch das Pro-
tokoll sind heute internatio-
nales Grundrecht, ob die USA
es mögen oder nicht. Die Ba-
seler Konvention zum Gift-
müllexport, das weltweite
Verbot, Atommüll i m Meer zu
versenken, ... abermals Bei-
spiele, wieschwersichAmeri-
katut, die Rechteanderer Völ-
ker und kommender Genera-
tionenzurespektieren.
Es geht alsoohnedeninter-

nationalen "Outlaw" USA,
auch wenn Fortschritte
schneller mit als ohne den
Hauptakteur (oft auch Haupt-
schuldigen) erreicht würden.
Doch die amerikanische Hin-
haltetaktik entbindet den
Rest der Welt nicht davon,
dringend notwendige Refor-
men in Johannesburg einzu-
leiten. Vor allemEuropa muss
jetzt Verantwortung überneh-
men und darf sich nicht län-
ger hinter dem Bremser USA
verstecken. Aussagen wie die,
dass es unumgänglichsei, die
USA an Bord zu haben, sind
nicht nur unzutreffend, son-
dernzeugenvorallemvonpo-
litischer Feigheit. Es sei denn,
die US−Haltung würde einige
nur allzusehr arrangieren...
Natürlich bleibt die Hal-

tung der USAhinsichtlich der
schwerwiegendsten globalen
Umweltbedrohung, dem Kli-
mawandel, i mMittelpunkt der
weltweiten Kritik. Und doch
wird nach der baldigen Ratifi-
zierung durch Russland das
Kyoto−Protokoll in Kraft tre-
ten. Eine intelligente Umset-
zung vorausgesetzt, kann das
Kli maschutz−Protokoll viele
Gewinner zählen, und einen
Verlierer: die USA.

I mDiensteIhrer
Majestät, der
Ölindustrie
George W. Bush wird nicht

am Johannesburg−Gipfel teil-
nehmen. Er kommt damit den
Forderungen der US−Indus-
trielobbyisten, vor allem de-
nen des weltweit größten Öl-
multis Exxon, nach 4. Dass sei-
ne Weigerung, Kli maschutz
ernstzunehmen, einemSchlag
ins Gesicht der Armen dieser
Welt gleichkommt, beweisen
unzählige Studien: Das erste
Opfer des Kli mawandels ist
die Bevölkerung in den Ent-
wicklungsländern. Diese Men-
schen, die tagtäglich umihr
Überleben kämpfen müssen,
haben keine Mittel, um sich

an Dürren, Überschwemmun-
gen und andere extremen
Wetterlagen anzupassen, von
präventiven Maßnahmen
ganz zu schweigen. Sie wer-
den buchstäblich ertrinken
und verhungern. Die Folgen
für die Überlebenden sind
leicht auszurechnen: noch
mehr Armut, noch mehr Zer-
störung der Lebensgrundla-
gen, ... undnoch mehrzornige
weil verzweifelte Menschen.
Und wer wie Colin Powell Ar-
mut, Umweltzerstörung und
Verzweiflung als Gefahr auch
für die Sicherheit der USAan-
sieht, kann nicht daran zwei-
feln, dass ein erneuter 11.
September weder von einem
nationalen Schutzwall noch
von einer militärischen Zer-
schlagung des vermeintlichen
Gegners verhindert werden
kann.
"Unsere alles überragende

Absicht, von den Anfängen
bis heute, ist die Beherr-
schungder Welt gewesen− die
Kapazität aufzubauen und zu
erhalten umalle anderen auf
der Welt zu beherrschen: ge-
waltlos, wenn möglich; ge-
waltvoll, wenn notwendig.
Der auf Domination ausge-
richteten US−Außenpolitik
geht es jedoch nicht nur dar-
um, den Rest der Welt i mSeil
springen zu lassen; hinter al-
ledem steht die Absicht, un-
sernZugangzuden(Welt)res-
sourcen abzusichern" 5, so
Ramsey Clark, früherer US−
Justizminister und heute ein
erbarmungsloser Kritiker
amerikanischer Politik. Ein
kurzer Blick auf die aktuelle
US−Führung bestätigt Clarks
Analyse: Bush und Vize−Präsi-
dent Cheney waren und sind
vor allemtexanische Ölbaro-
ne − bis 1999 paktierten sie
mit dem Taliban−Regime in
Afghanistan, ja sie halfen so-
gar, diese ans Ruder zu brin-
gen, um der US−Ölindustrie
den Zugang zu den kaspi-
schen Ölvorkommen zu si-
chern. Heute, an der politi-
schen Spitze der Weltmacht
USA, geben sie der Weltge-
meinschaft einen Korb, wenn
es darumgeht, durcheine ge-
meinsame Anstrengung Ge-
rechtigkeit und Sicherheit für
allezuschaffen.
Johannesburg wird voraus-

sichtlich der letzte globale
UN−Gipfel auf Jahre hinaus
sein. Wenn die paar Reichen
sich nur zu Sonntagsreden
durchringen können und die
Vertreter der Armen mit lee-
ren Händen nach Hause ge-
hen, müssen wir alle die Kon-
sequenzentragen. Dann hätte
George W. Bush es geschafft,
dem Multilateralismus und
den Vereinten Nationen dau-
erhaften Schaden zuzufügen.
Unddie Welt damit nochunsi-
cherer zu machen.

Pascal Husting,
Greenpeace Luxembourg

19.8.2002

1www. whitehouse.gov/home-
land
2www.aclu. org/tips
3www.unep.org
4"Wir begrüßenIhre Entschei-
dung, nicht persönlich am
Gipfel teilzunehmen", schrei-
ben31 Industrielobbyistenin
einemBriefvom2. August an
Bush. Siehe unter:
www.greenpeace. lu
5www.thesunmagazine. org
/bully.html

Bhopal, Indien, 2002.
ProtestierendeFrauen
fordern die Auslieferung
desin die USAgeflüch-
teten Warren Anderson,
Direktor von Union
Carbide zur Zeit des
Unfalls vor 18Jahren.
Die Explosionin der
Pestizidfabrik hatte 8.000
Todesopferinnerhalb von
drei Tagengefordert,
20.000 Menschensindan
denFolgekrankheiten
gestorben.
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